
andere Recht — zu seiner Verwirklichung der Nutzung 
und Wahrnehmung. Nur in dem Umfang, in dem von 
diesem Recht aktiv Gebrauch gemacht wird, kann es 
realisiert werden. Dieser Gebrauch muß jedoch — wie 
es auch im Falle eines bestellten Verteidigers durch das 
Gericht geschieht — mit anderen wichtigen Grundsätzen 
des Strafverfahrens im Einklang stehen. Er darf insbe­
sondere nicht dazu führen, daß das Verfahren ver­
schleppt wird. Eine Verzögerung des Verfahrens kann 
das Gericht nur zulassen, wenn dafür ernsthafte Grün­
de vorhanden sind, die aus der Sach- oder Rechtslage 
in Verbindung mit den persönlichen Fähigkeiten des 
Angeklagten anzuerkennen sind. Anderenfalls wäre die 
im Interesse der Gesellschaft und des Angeklagten er­
forderliche schnelle Klärung beeinträchtigt, ob eine 
Straftat vorliegt oder nicht; soweit dies festgestellt 
wird, wäre weiterhin beeinträchtigt, daß schnell wirk­
same Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit festgelegt werden, die Gesetzlichkeit wiederherge­
stellt und der Schutz der Gesellschaft und der Rechte 
der Bürger gewährleistet wird.
Der Beschuldigte oder Angeklagte muß sich deshalb 
schon möglichst bald nach Einleitung eines Strafver­
fahrens darüber klar werden, ob er sich eines Vertei­
digers bedienen will oder nicht, und ggf. sofort die er­
forderlichen Schritte unternehmen, um einen Vertei­
diger benennen zu können. Unterläßt er das oder ver­
zögert er seine Entscheidung bis zur Hauptverhandlung 
oder entschließt er sich gar erst im Verlaufe der Ver­
handlung, einen Verteidiger zu wählen, so steht das 
in seinem Belieben. Es entspricht seinem Recht, zu sei­
ner Verteidigung die strafprozessualen Rechte selbst 
wahrzunehmen und in jeder Lage des Verfahrens die 
Hilfe eines Verteidigers in Anspruch zu nehmen (§§ 15 
Abs. 1, 61 Abs. 1 StPO). Allerdings macht er sehr spät 
von seinem Recht Gebrauch.
Der Wahlverteidiger kann grundsätzlich vom Zeitpunkt 
der Beauftragung durch den Angeklagten an im weite­
ren Verlaufe der Hauptverhandlung tätig werden. So­
weit der Angeklagte in diesem Verfahrensstadium die 
Mitwirkung eines Verteidigers noch realisieren kann, 
ohne das Verfahren zu beeinträchtigen (z. B. er beauf­
tragt während der Pausen einer mehrtägigen Hauptver­
handlung einen Rechtsanwalt), bedarf es keiner ge­
richtlichen Entscheidung. Wird mit der Wahl und (oder) 
zur Vorbereitung des so spät beauftragten Verteidigers 
jedoch eine Unterbrechung der Hauptverhandlung be­
antragt, so wird dies insbesondere dann gerechtfertigt 
sein, wenn sich eine veränderte Rechtslage ergeben hat 
(§ 236 StPO) oder die Anklage erweitert wurde (§ 237 
StPO) oder sich in der Hauptverhandlung für den An­
geklagten eine wesentlich andere Situation (z. B. durch 
veränderte Zeugenaussagen) ergeben hat. Der Ange­
klagte kann aber nicht erwarten, daß seinem Anliegen 
ohne Prüfung der Gründe und ohne Rücksicht auf die 
Konsequenzen, die sich daraus für den Abschluß des 
Verfahrens ergeben, entsprochen wird.
Die Realisierung des Rechts auf Verteidigung ist im 
übrigen nicht nur bei der Wahl eines Verteidigers, 
sondern generell von der Aktivität des Beschuldigten 
bzw. Angeklagten abhängig. Unterläßt er es z. B. im 
Einzelfall trotz Belehrung und Unterstützung durch die 
Strafverfolgungsorgane, von seinem Fragerecht, seinem 
Antragsrecht oder anderen Rechten, die ihm im Straf­
verfahren zustehen, Gebrauch zu machen, so ist auch die 
Nichtwahrnehmung oder unvollkommene Wahrneh­
mung d i e s e r  Rechte keine Behinderung seiner Ver­
teidigung, sondern entspricht seiner Dispositionsbefug­
nis. Entschließt sich der Angeklagte erst im weiteren 
Verlauf der Hauptverhandlung (z. B. unmittelbar vor 
dem Schluß der Beweisaufnahme), an einen bereits ver­
nommenen und entlassenen Zeugen noch Fragen zu stel­

len, dann kann er nicht erwarten, daß die Hauptver­
handlung in jedem Falle unterbrochen, der Zeuge her­
angeholt und nochmals vernommen wird, ohne daß das 
Gericht prüft, ob die beabsichtigte Fragestellung für die 
Entscheidung von Bedeutung sein kann.
Ebensowenig wird grundsätzlich das Recht auf Vertei­
digung verletzt, wenn im Falle einer nicht notwendi­
gen Verteidigung die Hauptverhandlung ohne den vom 
Angeklagten gewählten Verteidiger durchgeführt wird. 
Das in diesem Falle ergangene Urteil unterliegt demzu­
folge auch nicht generell der notwendigen Aufhebung 
gemäß § 300 Ziff. 5 StPO. Ob das Recht auf Verteidigung 
verletzt wurde, entscheidet sich vielmehr danach, ob 
die gesetzlichen Regelungen über die notwendige Vertei­
digung beachtet wurden oder der Angeklagte bei der 
Wahrnehmung seiner sich aus § 61 StPO ergebenden 
Rechte beeinträchtigt wurde.
Jeder Beschuldigte oder Angeklagte ist berechtigt, sich 
den „Verteidiger seines Vertrauens“ zu wählen. Er hat 
bei dieser Wahl jedoch zu berücksichtigen, daß der von 
ihm gewählte Verteidiger auch in der Lage sein muß, 
in dem für die Hauptverhandlung vorgesehenen Zeit­
raum im Verfahren tätig zu werden und seine Aufga­
ben wahrzunehmen. Ist der Rechtsanwalt daran infolge 
Urlaubs, Krankheit oder aus anderen Gründen, wie z. B. 
beruflicher Überlastung, gehindert, so kann dem Ange­
klagten nicht das Recht eingeräumt werden, ohne Rück­
sicht auf eine Verzögerung des Verfahrens auf dem von 
ihm gewählten Verteidiger zu bestehen. Er kann die 
Wahl eines anderen Rechtsanwalts nicht deshalb ab­
lehnen, weil dieser ihm persönlich nicht bekannt ist. 
Eine Ablehnung kann aber im Einzelfall begründet 
sein, wenn der betreffende Rechtsanwalt z. B. in einem 
früheren Zivil-, Familien- oder Arbeitsrechtsstreit die 
Gegenpartei vertreten hat oder wenn zwischen ihm und 
dem Angeklagten persönliche Differenzen bestehen.

Abwesenheit des Verteidigers bei nicht 
notwendiger Verteidigung

Hat der Angeklagte bei nicht notwendiger Verteidigung 
einen Verteidiger gewählt, die Wahl jedoch dem Gericht 
nicht selbst angezeigt und ist der Verteidiger deshalb 
zur Hauptverhandlung nicht erschienen, dann ist die­
ses Versäumnis zunächst auf Verschulden des Ange­
klagten, auf ungenügende Wahrnehmung seines Rechts, 
zurückzuführen. Hatte er mit dem Verteidiger verein­
bart, daß dieser sich selbst bei Gericht ankündigt, so 
kann das Versäumnis in der Arbeitsweise des Rechts­
anwalts begründet und das zwischen beiden bestehende 
Vertrags Verhältnis verletzt worden sein.
Ob das Gericht bei Abwesenheit des Verteidigers einen 
neuen Hauptverhandlungstermin anberaumt oder die 
Hauptverhandlung ohne den Verteidiger durchführt, 
entscheidet sich auf der Grundlage des § 217 Abs. 2 
StPO. Danach kann das Gericht in jedem Falle im Ein­
verständnis mit dem Angeklagten die Hauptverhand­
lung durchführen. Es kann auch zunächst durch telefo­
nische Rückfrage klären, ob dem Verteidiger die un­
verzügliche Wahrnehmung seiner Aufgaben möglich ist, 
und ggf. die Hauptverhandlung kurze Zeit später mit 
dessen Erscheinen beginnen. Es kann auch geprüft wer­
den, ob kurzfristig ein anderer Rechtsanwalt in der 
Lage ist, die Verteidigung nach angemessener Vorberei­
tung innerhalb einer Unterbrechung der Hauptverhand­
lung wahrzunehmen. Voraussetzung dafür ist aber, daß 
der Angeklagte damit einverstanden ist und daß die 
Hauptverhandlung nicht vertagt werden muß.
Sind diese Möglichkeiten nicht gegeben, dann muß das 
Gericht entscheiden, ob ohne Verteidiger verhandelt 
wird. Es kann in diesem Falle einen Antrag des Ange­
klagten auf Unterbrechung oder Anberaumung einer
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